
 

 

 

 

 

 

Pressemitteilung 

 

Berlin, 11. November 2022: Die Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) unterstützt das Ziel, für 

die Unabhängige Patientenberatung (UPD) eine dauerhafte und staatsferne Grundlage zu schaffen. 

Deshalb sollte eine unabhängige, gemeinnützige Organisation als Stifter der UPD eingesetzt werden. 

Nach dem Gesetzentwurf des Bundesgesundheitsministeriums ist der Spitzenverband der gesetzli-

chen Krankenkassen in dieser zentralen Rolle vorgesehen.  

 

„Die gesetzlichen Krankenkassen gaben in der Vergangenheit am häufigsten Anlass für Patienten-Be-

schwerden“, kritisiert BPtK-Präsident Dr. Dietrich Munz. „Die Finanzierung der UPD, aber auch die 

Steuerungsstrukturen sollten gleichermaßen unabhängig sowohl von den Krankenkassen als auch 

von den Leistungserbringer*innen ausgestaltet sein.“  

 

Für die laufende Finanzierung sollten die nötigen Mittel direkt aus dem Bundeshaushalt oder dem 

(Steuerzuschuss zum) Gesundheitsfonds stammen. Im Stiftungsrat und anderen Entscheidungsgre-

mien der künftigen UPD sollten keine Vertreter*innen der Selbstverwaltungspartner sitzen. „Eine sol-

che Unabhängigkeit ist essenziell für die Akzeptanz der Patientenberatung“, stellt der BPtK-Präsident 

fest. „Ratsuchende müssen sicher sein, dass sie in ihrem besten Interesse informiert und unterstützt 

werden.“ Ebenso wichtig seien regionale Beratungsstellen vor Ort, damit keine sozialen Hürden auf-

gebaut werden, die einzelne Bevölkerungsgruppen ausschließen. 
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